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Sofortprogramm gegen Armut  

 

 

Antrag 

 

zur Überweisung in den Ausschuss für Soziales, Gesundheit und Sport 

 

 

Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen: 

 

Der Magistrat wird beauftragt, ein Sofortprogramm gegen Armut in Kassel 

aufzulegen. Dieses beinhaltet sowohl die Identifizierung passender Maßnahmen 

und deren Evaluierung, sowie konkrete Sofortmaßnahmen.  

 

Bestandteile des Sofortprogramms sollen sein: 

 Ein alle zwei Jahre zu aktualisierender Armutsbericht 

 Sozialticket für den ÖPNV in Höhe von 25,- monatlich, sowie Entwicklung 

eines Konzepts zur Schaffung eines ÖPNV zum Nulltarif 

 Sicherung und Schaffung von 2000 zusätzlichen bezahlbaren Wohnungen bis 

Ende 2019 

 Unterstützung unabhängiger Sozialberatungsstellen 

 Einstellung der Sanktionspolitik durch das Jobcenter 

 

 

Begründung: 

 

Die Punkte orientieren sich an dem Ansatz in der Stadt Ulm. Dort gibt es einen 

regelmäßigen Armutsbericht zum Messen von Handlungsbedarf und Fortschritt, 

die Lobbycard zur Ermäßigung von Eintrittspreisen und für den ÖPNV. Ebenfalls 

beantragt ist dort eine Sozialwohnungsquote von 30 Prozent zur Sicherung von 

Wohnraum in Höhe der KdU.  

 

Ein Armutsbericht dient einer realistischen sozialpolitischen Bestandsaufnahme im 

Allgemeinen, sowie der Identifizierung und Evaluierung von Maßnahmen gegen 

zunehmende soziale Ungleichheit. Dies beinhaltet ebenso zielgruppenspezifische 

Instrumente.  
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2000 Wohnungen im preiswerten Segment zu schaffen ist über die Anwendung 

verschiedener Maßnahmen möglich (Bestandschutz, Bau durch die GWG, 

Sozialwohnungsquote für private Investoren, Änderung der Verträge der 

Gemeinschaftsunterkünfte zur Umwandlung, Zurückdrängung  von Spekulation 

und überteuerten Mieten, Nutzung des Vorkaufsrechts zu Gunsten der GWG und 

gemeinschaftlicher Wohnprojekte, Förderung von Konversion von 

Einfamilienhäusern in Mehrfamilienhäuser…).  

 

Berichterstatter/-in: Stadtverordnete Vera Kaufmann 

 

gez. Lutz Getzschmann 

Fraktionsvorsitzender 




